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Beschluß des Ministerrates 
über die Wahlordnung zum Gesetz zur sinngemäßen 
Anwendung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

- Personalvertretungsgesetz/Wahlordnung - 
vom 22. Juli 1990

Auf Grund des § 115 des Gesetzes vom 22. Juli 1990 zur sinnge­
mäßen Anwendung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
(BPersVG) wird für die erstmaligen Wahlen der Personal- und 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen in den Verwaltun­
gen, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie in den Gerichten der Deutschen Demokratischen 
Republik folgende Wahlordnung erlassen:

Erster Teil 
Wahl des Personalrates

Erster Abschn i t t  
Gemeinsame Vorschriften über Vorbereitung 

und Durchführung der Wahl

§ 1
Wahlvorstand, Wahlhelfer

(1) Der Wahlvorstand führt die Wahl des Personalrates durch. 
Er kann wahlberechtigte Beschäftigte seiner Dienststelle als 
Wahlhelfer zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der 
Stimmabgabe und bei der Stimmenzählung bestellen. § 24 Abs. 2 
Satz 2 und 3 des Gesetzes gilt auch für die Tätigkeit der Wahlhel­
fer.

(2) Die Dienststelle hat den Wahlvorstand bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die notwendigen 
Unterlägen zur Verfügung zu stellen und, wenn erforderlich, zu 
ergänzen sowie die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Für die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl hat die Dienststelle in 
erforderlichem Umfang Räume, den Geschäftsbedarf und 
Schreibkräfte zur Verfügung zu stellen.

(3) Der Wahlvorstand gibt die. Namen seiner Mitglieder und 
gegebenenfalls der Ersatzmitglieder unverzüglich nach seiner 
Bestellung, Wahl oder Einsetzung in der Dienststelle durch Aus­
hang bis zum Abschluß der Stimmabgabe bekannt.

(4) Der Wahlvorstand faßt seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit seiner Mitglieder.

(5) Der Wahlvorstand soll dafür sorgen, daß ausländische Be­
schäftigte rechtzeitig über das Wahlverfahren, die Aufstellung 
des Wählerverzeichnisses und der Vorschlagslisten, den Wahl­
vorgang und die Stimmabgabe in geeigneter Weise, wenn nötig, 
in ihrer Muttersprache, unterrichtet werden.

§ 2
Feststellung der Beschäftigtenzahl, 

Wählerverzeichnis
(1) Der Wahlvorstand stellt die Zahl der in der Regel Beschäf­

tigten fest. Übersteigt diese Zahl 50 nicht, stellt der Wahlvor­
stand außerdem die Zahl der nach § 13 des Gesetzes Wahlberech­
tigten fest.

(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberech­
tigten Beschäftigten (Wählerverzeichnis) auf.

(3) Das Wählerverzeichnis oder eine Abschrift ist unverzüg­
lich nach Einleitung der Wahl bis zum Abschluß der Stimmabga­
be an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen.

§3
Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis

(1) Jeder Beschäftigte kann beim Wahlvorstand schriftlich 
binnen sechs Arbeitstagen seit Auslegung des Wählerverzeich­
nisses (§ 2 Abs. 3) Einspruch gegen seine Richtigkeit einlegen.

(2) Über den Einspruch entscheidet der Wahlvorstand unver­
züglich. Die Entscheidung ist dem Beschäftigten, der den Ein­
spruch eingelegt hat, unverzüglich, spätestens jedoch einen Ar­
beitstag vor Beginn der Stimmabgabe, schriftlich mitzuteilen. 
Ist der Einspruch begründet, so hat der Wahlvorstand das Wäh­
lerverzeichnis zu berichtigen.

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand das 
Wählerverzeichnis nochmals auf seine Vollständigkeit prüfen. 
Danach ist das Wählerverzeichnis nur bei Schreibfehlern, offen­
baren Unrichtigkeiten, zur Erledigung rechtzeitig eingelegter

Einsprüche und bei Eintritt oder Ausscheiden eines Beschäftig-- 
ten bis zum Abschluß der Stimmabgabe zu berichtigen oder zu 
ergänzen.

§4
Ermittlung der Zahl 

der zu wählenden Personalratsmitglieder
Der Wahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wählenden Mit­

glieder des Personalrates (§ 16 des Gesetzes).

§5
Wahlausschreiben

(1) Bis spätestens sechs Wochen vor dem letzten Tag der 
Stimmabgabe erläßt der Wahlvorstand ein Wahlausschreiben. 
Es ist von sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unter­
schreiben.

(2) Das Wahlausschreiben muß enthalten
1. Ort und Tag seines Erlasses,
2. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Personalrates,
3. die Angabe, wo und wann das Wählerverzeichnis und diese 

Wahlordnung zur Einsicht ausliegen,
4. den Hinweis, daß nur Beschäftigte wählen können, die in 

das Wählerverzeichnis eingetragen sind,
5. den Hinweis, daß Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis 

nur binnen sechs Arbeitstagen seit seiner Auslegung 
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt werden können, 
der letzte Tag der Einspruchsfrist ist anzugeben,

6. die Mindestzahl von wahlberechtigten Beschäftigten, von 
denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein muß, und den 
Hinweis, daß jeder Beschäftigte für die Wahl des Personalra­
tes nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden kann,

7. den Hinweis, daß der Wahlvorschlag einer in der Dipnstelle 
vertretenen Gewerkschaft von zwei Beauftragten unter­
zeichnet sein muß (§ 19 Abs. 9 des Gesetzes),

8. die Aufforderung, Wahlvorschläge binnen vierzehn Kalen­
dertagen nach dem Erlaß des Wahlaussehreibens beim 
Wahlvorstand einzureichen, der letzte Tag der Einrei­
chungsfrist ist anzugeben,

9. den Hinweis, daß nur fristgerecht eingereichte Wahlvor­
schläge berücksichtigt werden und daß nur gewählt werden 
kann, wer in einen solchen Wahlvorschlag aufgenommen 
ist,

10. den Ort, an dem die Wahlvorschläge bekanntgegeben wer­
den,

11. den Ort und die Zeit der Stimmabgabe,
12. gegebenenfalls einen Hinweis auf die Anordnung der 

schriftlichen Stimmabgabe nach § 16,
13. den Ort und die Zeit der Stimmenauszählung und der Sit­

zung des Wahlvorstandes, in der das Wahlergebnis abschlie­
ßend festgestellt wird,

14. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und andere 
Erklärungen gegenüber dem Wahlvorstand abzugeben sind.

(3) Der Wahlvorstand hat eine Abschrift oder einen Abdruck 
des Wahlausschreibens vom Tage des Erlasses bis zum Abschluß 
der Stimmabgabe an einer oder an mehreren geeigneten, den 
Wahlberechtigten zugänglichen Stellen auszuhängen und in gut 
lesbarem Zustand zu erhalten.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können 
vom Wahlvorstand jederzeit berichtigt werden.

(5) Mit Erlaß des Wahlausschreibens ist die Wahl eingeleitet.

§ 6
Wahlvorschläge, Einreichungsfrist

(1) Zur Wahl des Personalrates können die wahlberechtigten 
Beschäftigten und die in der Dienststelle vertretenen Gewerk­
schaften Wahlvorschläge machen.

(2) Die Wahlvorschläge sind binnen vierzehn Kalendertagen 
nach dem Erlaß des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand ein­
zureichen.

§7
Inhalt der Wahlvorschläge

(1) Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt soviel Be­
werber enthalten, wie Personalratsmitglieder zu wählen sind.

(2) Die Namen der einzelnen Bewerber sind auf dem Wahlvor­
schlag untereinander aufzuführen und mit fortlaufenden Num-


